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FDP-Nationalrat Andri
Silberschmidt sagt, wie seine
Parteimit einer härteren
Asylpolitik punktenwill.

Der Krieg in der Ukraine tobt
seit vierMonaten. Ist esmit
Ihrer Solidarität bereits vorbei?

Andri Silberschmidt:Nein,
unsere Solidarität ist nach wie vor
gross. Wir haben die Flüchtlinge
aus der Ukraine von Tag eins an
willkommen geheissen. Auch
unsere Bundesrätin Karin Keller-
Sutter leistet bei der Arbeits-
marktintegration einen besonde-
ren Effort. Aber wenn wir die Soli-
darität in der Bevölkerung nicht
überstrapazieren wollen, muss die
Schraube im übrigen Migrations-
bereich jetzt angezogen werden.

Wie soll das aussehen?
Menschen, die nicht hier sein

dürften, müssen wir konsequent

«Es ist falsch,wennwirdiesesThemaderSVPüberlassen»
ausschaffen. Sonst sind wir nicht
glaubwürdig. Ich denke hier etwa
an Menschen aus Marokko oder
Algerien, die in ihre Heimat zu-
rückkehren könnten. Der Bund
muss Kantone, die hier ihre Aufga-
ben nicht machen – wie etwa die
Waadt –, sanktionieren. Und auch
beim Familiennachzugmüssen wir
wieder strenger werden.

Weltweit sind erstmals 100
MillionenMenschen auf der
Flucht. Kriege, Hungersnöte
und die Klimakrise werden die
Fluchtbewegungweiter ver-
schärfen.Wollen Sie tatenlos
zusehen?

Nein, die Schweiz beherbergt
heute schon vergleichsweise viele
Asylsuchende. Zudem kommen
über die Personenfreizügigkeit
mit der EU und die Drittstaat-Kon-
tingente wichtige Arbeitskräfte zu
uns. Da haben wir einfach keinen
Platz für alle Menschen, die ihr

Land verlassen, um ein besseres
Leben zu suchen.

Das heisst: Fachkräfte ja,
Armutsmigranten nein?

Genau, da müssen wir konse-
quent sein. Angesichts der Grösse
unseres Landes ist es illusorisch
und naiv zu glauben, wir könnten
das Tor für Armutsflüchtlinge
weiter öffnen.

Die Bedingungen für die Flücht-
linge aus der Ukraine haben die
Diskussion umden Status der
vorläufigen Aufnahme neu ent-
facht. Bietet die FDPHand für
eine Reform?

Der Begriff der vorläufigen
Aufnahme ist tatsächlich irrefüh-
rend, weil die meisten vorläufig
Aufgenommenen jahrelang in der
Schweiz bleiben. Um die Arbeit-
geber nicht abzuschrecken, wäre
eine Namensänderung sinnvoll.
Sonst sehen wir keinen Hand-

lungsbedarf. Eine Erhöhung der
Sozialhilfe würde bloss den
Arbeitsanreiz verringern und die
Schweiz attraktiver machen für
Armutsmigranten.

Die FDP setzt knapp eineinhalb
Jahre vor denWahlen auf einen
harten Asylkurs –warum?

In der Politik gibt es imMoment
zwei Pole. Die SVP, die die Ukraine-
rinnen und Ukrainer am liebsten
jetzt schon nach Hause schicken
würde, und SP, Grüne und GLP, die
die Grenzen am liebsten für alle
Menschen öffnen würden. Diesen
beiden Extrempositionen wollen
wir Einhalt gebieten.

Das ist doch pureWahltaktik.
Nein. Die Migrationsströme

werden weiter zunehmen. Das
Thema dürfte also auch imWahl-
jahr eine Rolle spielen. Da wollen
wir als Partei früh eine klare Posi-
tion definieren.

Der FDP-Asylchef

Andri Silberschmidt, 28, ist
Nationalrat, Vizepräsident der
FDP und für dieMigrationspoli-
tik der Partei zuständig.

Tappen Sie damit nicht in die
Falle der SVP, die ja nichts lieber
möchte, als imWahljahr über
Migration zu sprechen?

Es ist falsch, wenn wir als Bür-
gerliche dieses Thema der SVP
überlassen. Die SVP ist gegen jeg-
liche Zuwanderung – sie greift seit
Jahren die Personenfreizügigkeit
und Schengen-Dublin an. Diese
Angriffe müssen wir abwehren.

Im Zweifel wandern die Leute
doch trotzdemnach rechts,
zumOriginal.

Wer die Schweiz völlig abschot-
ten will, wählt tatsächlich besser
die SVP. Wir zielen auf jene, die
sich eine harte, aber faire Migra-
tionspolitik wünschen. Die
Schweiz schützt jene, die Schutz
brauchen. Sie bietet berufliche
Perspektiven für Ausgebildete.
Und sie bildet aus. Die Schweiz
toleriert aber keine Missbräuche.
Interview: Ladina Triaca

Armutsflüchtlinge?Nein,danke
WährendFDP-BundesrätinKarinKeller-SutterdieWillkommenskultur fürUkrainerinnenzelebriert, fordert
ihrePartei eine schärfereAsylpolitik. Damitwill sie bei denWahlenpunkten.VonLadinaTriaca

Einst galt sie als «eiserne Lady», heute präsen-
tiert sich Karin Keller-Sutter als Patronin der
Schweizer Willkommenskultur. Die Bundes-
rätin besucht ukrainische Flüchtlinge in Asyl-
zentren undmacht sich –wie dieseWoche – an
der Seite von Unternehmern für ihre Integra-
tion in den Arbeitsmarkt stark. Auch an der
Delegiertenversammlung der FDP kommende
Woche in Andermatt wird Justizministerin
Keller-Sutter über die Flüchtlinge aus der
Ukraine sprechen.
Einen etwas anderen Fokus legt ihre Partei.

Die FDP wird in Andermatt ein neues Migra-
tionspapier verabschieden – und sich als harte
Asylpartei positionieren. Die Botschaft: Soll
dieWillkommenskultur gegenüber denUkrai-
nerinnen und Ukrainern bestehen bleiben,
muss die Schweiz bei den anderen Asyl-
suchenden strenger werden. Oder wie es der
neueDossierverantwortliche undFDP-Natio-
nalrat Andri Silberschmidt sagt: «Wenn wir
die Solidarität in der Bevölkerung nicht über-
strapazieren wollen, muss die Schraube im
übrigen Migrationsbereich jetzt angezogen
werden.» (Siehe Interview)
Was das heisst, zeigt sich im Migrations-

papier: Die FDP fordert darin, dassMenschen,
die sich illegal in der Schweiz aufhalten, kon-
sequent ausgeschafftwerden. Als Flüchtlinge
sollen nur noch jene aufgenommenwerden,
die die Flüchtlingseigenschaften nach inter-
nationalemRecht erfüllen.Menschen, die vor
Armut fliehen, sollen in der Schweiz keinen
Schutz erhalten.

Die Forderungen sind nicht alle neu. Neu ist
der Ton und das Selbstbewusstsein, mit dem
die Partei sie vorträgt. Anders als in den letz-
ten Jahren unter der Führung von Petra Gössi,
will die FDPdasMigrationsthema an sich reis-
sen – und aktiv bewirtschaften.

Konkurrenz für die SVP
Das hat zumeinenmit denWahlen zu tun, die
imHerbst 2023 stattfinden. ImFreisinn gehen
die meisten davon aus, dass die Migrations-
zahlen in den nächstenMonaten steigenwer-
den. Das Staatssekretariat fürMigration (SEM)
prognostiziert für das laufende Jahr rund
16500 neue Asylgesuche. Das sind ähnlich
viele wie vor Corona. Angesichts der Krisen-
herde im Nahen und Mittleren Osten und in
Afrika sei das Potenzial für Migrationen nach
Europa weiterhin gross, heisst es vom SEM.
Dazu kommen Tausende Flüchtlinge aus der
Ukraine – bis jetzt sind es rund 55000.
Die Sorge imFreisinn:DieKonkurrentin auf

der rechten Seite, die SVP, könnte die hohen
Zahlen just imWahljahr ausschlachten. Bereits
während der Flüchtlingskrise 2015 feierte die
Volkspartei mit ihren ausländerkritischen
Parolen einen historischen Wahlerfolg. Das
will die FDP verhindern, indem sie rechts-
bürgerlichenWählern eine Alternative bietet:
Gut ausgebildete Fachkräfte? Ja. Armuts-
flüchtlinge? Nein. Gleichzeitig grenzt sich die
Partei mit ihrem scharfen Asylkurs von den
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Krieg, Hunger und Armut treiben dieMenschen in die Schweiz: Der Bund rechnet im laufenden Jahrmit rund 16500 neuen Asylgesuchen. (Chiasso, 2015)

Grünliberalen ab, die bei Asyl- undAusländer-
fragenmeistensmit der Linken stimmen.
Ein zweiter Grund für die forsche Positio-

nierung liegt beim Präsidenten Thierry Bur-
kart. Dieser vergleicht sich in Migrations-
fragenmit seinem Aargauer Kollegen Philipp
Müller, der die Partei von 2012 bis 2016 führte.
Müller begann seine Karriere mit einer Initia-
tive, die den Ausländeranteil auf 18 Prozent
begrenzen wollte. Er sah die FDP als «Korrek-
tiv der SVP», forderte eine «pfefferscharfe
Umsetzung» der Ausschaffungsinitiative und
prägte in der Asylpolitik dasMotto «hart, aber
fair». Diesen Titel trägt nun auch das neue
Migrationspapier des Freisinns.
Was der neue, alte Kurs in der Praxis bedeu-

tet, zeigt sich zumBeispiel bei der vorläufigen
Aufnahme. Migrationsexperten kritisieren
den Status – der vielenAfghanen, Syrern oder
Eritreern verliehen wird – als «letzte grosse
Baustelle» im Schweizer Asylwesen. Die
Ukraine-Flüchtlinge haben die Debatte um
den Status neu entfacht: Müssten vorläufig
Aufgenommene mehr Geld erhalten, um zu

leben? Und sollten sie reisen dürfen, wie die
Ukrainerinnen auch? Anfang Juli wird sich
eine Evaluationsgruppe des Bundes erstmals
treffen und unter anderem über eine Reform
des Status nachdenken. Auch in der FDP gibt
es PolitikerwieNationalrat Kurt Fluri, die seit
Jahren für eine Reform plädieren.
Die FDP-Führung erteilt tiefgreifenden

Reformideen nun jedoch eine Absage. Vize-
präsident Andri Silberschmidt sagt, die Partei
sehe – abgesehen von einerNamensänderung
– keinen Handlungsbedarf bei den vorläufig
Aufgenommenen. «Eine Erhöhung der Sozial-
hilfe, wie sie gegenwärtig diskutiert wird,
würde bloss denArbeitsanreiz verringern und
die Schweiz attraktiver machen für Armuts-
migranten», sagt er.

SVPwill Schutzstatus S aufheben
Bei den anderen Parteien ist man vom harten
freisinnigen Asylkurs überrascht. SP-Natio-
nalrätin Samira Marti schlägt die Hände vors
Gesicht, als sie davon hört. «Damit zeigt sich
der Rechtsrutsch der FDP unter Thierry Bur-

kart einmal mehr.» Und Mitte-Nationalrätin
Marianne Binder meint: «Ich sage immer:
Choose your fights.Habenwir in Europa nicht
gerade grössere Kampffelder, als Flüchtlinge
gegeneinander auszuspielen?»
Angestachelt istmanhingegen bei der SVP.

NationalrätinMartina Bircher sitzt imBundes-
haus und lacht: «Die sollen nicht nur reden,
sondern auch liefern.» Bircher hatte vor kur-
zemmit der Idee provoziert, den Schutzstatus
S auf gewisse Gebiete in der Ukraine zu be-
schränken. Nun geht sie noch einen Schritt
weiter: «Wir müssen den Schutzstatus S so
rasch wie möglich aufheben, spätestens aber
imFrühling 2023.» Ihr schwebt vor, dassman
zurückkehrt zu normalenAsylverfahren. Son-
derrechte hätten die Ukrainerinnen und
Ukrainer keinemehr. Oderwie esMartina Bir-
cher sagt: «Dannhättenwir diese leidigenDis-
kussionen zwischen Syrern, Afghanen und
Ukrainern endlich nichtmehr. Eswürden alle
wieder gleich behandelt.»
Die Migrationsdebatte, sie verschärft sich

gerade, noch vor demWahljahr 2023.

Bundesrätin Karin
Keller-Sutter. (2021)
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Asylpolitik


